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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hart-
mann, Rosi Steinberger, Thomas Gehring, Ulrike 
Gote, Verena Osgyan, Katharina Schulze, Dr. Sepp 
Dürr, Jürgen Mistol und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Keine Militärforschung an Bayerns Universitäten: 
Transparenz herstellen – Verantwortung der 
Hochschulen fördern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert,  

1. im Ausschuss für Wissenschaft und Kunst darüber 
zu berichten, an welchen bayerischen Hochschu-
len und außeruniversitären Forschungseinrichtun-
gen wehrtechnische, wehrmedizinische oder 
sonstige militärrelevante Forschung betrieben 
wird, in welchem Umfang die Staatsregierung 
selbst entsprechende Forschungsprojekte fördert 
und in welchem Umfang entsprechende For-
schung in Form von Drittmittel-Projekten stattfin-
det; 

2. die Bestrebungen an bayerischen Hochschulen zu 
unterstützen, in Form von Selbstverpflichtungen 
auf die Beteiligung an Forschungsprojekten mit 
militärischer Nutzung bzw. Zielsetzung zu verzich-
ten (Zivilklausel); 

3. Transparenz über die Eckdaten aller öffentlich und 
privat finanzierten Drittmittelprojekte an bayeri-
schen Hochschulen herzustellen; 

4. Rüstungstechnologie-Folgenabschätzungen gezielt 
zu unterstützen; 

5. sich künftig aus der Förderung aller Forschungs-
vorhaben zurückzuziehen, die hauptsächlich mili-
tärischen Zwecken dienen. 

 

 

Begründung: 

Bayern steht an der Spitze der deutschen Rüstungs-
industrie: Ein Drittel der Branche hat seinen Sitz im 
Freistaat, sechs der zehn größten Waffenexporteure 
sind hier zu Hause. Die etwa 70 bayerischen in der 

Wehrtechnik tätigen Unternehmen kommen auf einen 
jährlichen Umsatz von 15 Mrd. Euro. 

Wie die Staatsregierung in der Antwort auf eine An-
frage der Grünen zur „Militärischen Forschung in Bay-
ern“ mitteilte, mischen auch die bayerischen Universi-
täten, Fachhochschulen und außeruniversitären For-
schungseinrichtungen kräftig in der Rüstungsfor-
schung mit. So finanzierte das Bundesverteidigungs-
ministerium im Zeitraum zwischen 2007 und 2011 
insgesamt 120 Projekte mit einem Gesamtvolumen 
von über 28 Mio. Euro. Zusätzlich finanzierten private 
Rüstungsfirmen im gleichen Zeitraum über Drittmittel 
oder direkte Aufträge 59 Projekte mit einem Gesamt-
volumen von etwa 6 Mio. Euro. Dazu kommen – wie 
die Antwort auf die Anfrage und Recherchen der Süd-
deutschen Zeitung belegen – einzelne anderweitig öf-
fentlich finanzierte Vorhaben (z.B. durch die U.S. 
Army). So erhielt beispielsweise die Ludwig-Maximili-
ans-Universität (LMU) in München im Jahr 2012 vom 
US-Verteidigungsministerium mehr als 470.000 Dol-
lar, um militärische Sprengstoffe zu verbessern (SZ, 
25.11.13). 

Zivilklauseln, die dazu beitragen könnten, dass Rüs-
tungsforschung unterbunden wird, gibt es an bayeri-
schen Hochschulen im Gegensatz zu anderen Bun-
desländern bisher nicht. An mehreren Universitäten 
(z.B. in Augsburg, Passau, Regensburg, Erlangen-
Nürnberg) kam es jedoch bereits zu Diskussionen 
oder Initiativen für die Einführung einer Zivilklausel. 
Die an den Hochschulen stattfindende Diskussion 
über eine Selbstverpflichtung, auf militärische For-
schung zu verzichten, ist eine Bereicherung für die 
demokratische Kultur sowie das gesellschaftliche und 
politische Bewusstsein der akademischen Gemein-
schaft. Sie dient in hohem Maß der Herstellung von 
kritischer Öffentlichkeit über die Grundsatzfragen von 
militärischer vs. ziviler Ausrichtung von Forschung 
und Lehre. Diese Diskussion an den Hochschulen gilt 
es von Seiten der Staatsregierung zu unterstützen. 
Dabei steht die (Selbst-) Verantwortung der Hoch-
schulen im Mittelpunkt. Gerade auch im Hinblick auf 
die Dual-Use-Problematik ist eine selbstverantwortli-
che Auseinandersetzung und Abschätzung der Hoch-
schulen nötig. 

Voraussetzung dafür, dass die Diskussion befreit von 
ökonomischen Zwängen ablaufen kann, ist eine stär-
kere und verlässliche staatliche Grundfinanzierung 
der Hochschulen und Forschungseinrichtungen. Nur 
so kann die Unabhängigkeit der Forschung gewähr-
leistet und damit verhindert werden, dass die bayeri-
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schen Universitäten auf Drittmittelgeber angewiesen 
sind.  

Um den notwendigen gesellschaftlichen Diskurs über 
die ethische Bewertung von Forschungsprojekten zu 
ermöglichen, gilt es an den Hochschulen zudem 
Transparenz über entsprechende Drittmittelprojekte 
herzustellen und vertragliche Eckdaten (Drittmittelge-
ber, Zeitraum, Projektverantwortliche, Finanzvolumen, 
Zielsetzung und Fragestellung) offen zu legen. Trans-
parenz sichert zudem die wissenschaftliche Unab-
hängigkeit, indem sie mögliche Interessenskonflikte 

für die Gesellschaft nachvollziehbar macht. Die grund-
gesetzlich garantierte Wissenschaftsfreiheit und die 
Autonomie der Hochschulen bleiben davon unberührt. 
Forschungsfreiheit heißt jedoch nicht Verantwortungs-
losigkeit. 

Dies gilt auch für die Förderung von Forschungspro-
jekten durch die Staatsregierung. Um ihrer eigenen 
Verantwortung gerecht zu werden, ist sie aufgefordert, 
künftig nur noch Forschung zu fördern, die zivile und 
friedliche Ziele verfolgt. 

 

 


